
691 der Beilagen zu den stenographischen Proto~ollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

. des Unt,erd~t~,sschusses 
.1;~:;:/i);lj;,ijft 

über die Regierungsvorlage (607 "l.~r;" Bei.: , Als Berichterstatter für die Regierungsvor­
lagen): Bundesgesetz üher die.F9rd~g der lage fungierte die Abgeordnete Lona Mur 0-

Erwachsenenbildung und des Volks6ücherei- wa t z; über den Antrag 26/A 'berichtete der Ab-
wesens aus Bundesmitteln und geordnete Dipl.-Ing. Dr. Lei t n e r. Einvernehm-

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Gru- lich wurde den Verhandlungen die Regierungs­
her und Genossen betreffend ein Bundes- vorlage zugrunde gelegt. An der Debatte beteilig­
gesetz zur Förderuhg ·der Erwachsenen- ten sich die Abgeordneten L u p t 0 w i t s, Dip!.­
bildung aus Bundesmitteln (Bundes-Erwadt- Ing. Dr. Lei t n e r, Dr. E r mac 0 r a, Doktor 

senenbildungsfördeiungsgesetz) (26/A) Eduard Mo s er, Dr. Sc h n eil, Dr. Fra u-
" sc her und der Ausschußobmann Dr. G r u b e r Im Hinblick auf die gestiegenen ,Bildungs-

sowie der Bundesminister für Unterricht und bedürfnisse der,heutigen Zeit ist die Erwachsenen-
Kunst Dr. Si n 0 w atz. bildung ein ebenso wichtiger Bestandteil des Bil-

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung von zwei vom 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Lei t n e r vorge­
legten Abänderungsanträgen einstimmig ange-

dungswesens wie Schule und Homschule. Für den 
Staat ergibt sim daraus die Notwendigkeit, durm 
entspremende Förderung für einen Ausbau und 
eine Weiterentwicklung der Erwamsenenbifdung 
Vorsorge zu treffen, vor allem um die im Be­
rufSleben stehende Generation an den vielfälti- nommen. 
gen Verbesserungen des ISchulwesens teilhaben zu 
lassen. Die gegenständliche Regierungsvorlage 
versucht dieses Ziel zu erreichen, ohne die 
Komplexe verfassungsrechtliche Kompetenzlage 
auf dem Gebiet des Volksbildungswesens anzu-
tasten. 

Zum seI ben Gegenstand haben die Abgeordne­
ten Dr. G r u be r und Genossen am 14. März 
1972 einen Initiativantrag, der gleichfalls dem 
Unterrichts ausschuß zur Vorberatung zugewiesen 
wurde, im Nationalrat eingebracht. 

Der Unterrichts ausschuß hat diese beidep Vor­
lagen in seiner Sitzung am 1. März 1973 in Ver­
handlung genommen. 

Lona Murowatz 
Berienterstatter 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. G ru b e r 
und Genossen (26/ A) fand - soweit ihm nicht 
durch den diesem Bericht angeschlossenen Ge­
setzestext Rechnung getragen wird - keine Be­
rücksichtigung. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellte der Unter­
richtsausschuß somit den An t rag, "der Natio­
nalrat wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e­
set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 1. März 1973 

Dr. Gruber 
Obmann 

'j. 
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2 691 der Beilagen 

.j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXX über 
die Förderung der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Gegenstand der Förderung 

§ 1. (1) Der Bund hat die Erwachsenenbildung 
und das Volkshüchereiwesen nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu fördern. 

(2) Gegenstand der Förderung nach diesem 
Bundesgesetz sind Einrichtungen und Tätigkeiten, 
die im Sinne einer ständigen Weiterbildung die 
Aneignung von Kenntnissen und Fertigkeiten 
sowie der Fähigkeit und Bereitsmaft zu verant­
wortungsbewußtem Urteilen und Handeln und 
die Entfaltung der persönlichen Anlagen zum 
Ziele haben. 

Förderungswürdige Aufgaben 

§ 2. (1) Als förderungswürdige Aufgahen zur 
Erreichung der im § 1 Abs. 2 bezeichneten Ziele 
kommen insbesondere in Betracht: 

a) Politische und sozial- und wirtschaftskund­
liche Bildung; 

b) berufliche Weiterbildung; 
c) Vermittlung der Erkenntnisse der Wissen-

schaften; 
d) Bildung als Hilfe zur Lebensbewältigung; 
e) sittliche und religiöse Bildung; 
f) musische Bildung; 
g) Nachholung, Fortführung und Erweiterung 

der Schulbildung; 
h) Führung von Volksbüchereien; 
i) Aus- und Fortbildung von Erwachsenen­

bildnern und von Volksbibliothekaren; 
j) Bildungsinformation, Bildungsberatung und 

Bildungswerbung; 
k) Veröffentlichungen über die Erwachsenen­

bildung und das Volksbüchereiwesen; 
1) Errichtung und Erhaltung von wissen­

schaftlichen Instituten und Durchfüh­
rung wissenschaftlicher Untersuchungen auf 
dem Gebiet der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens. 

(2) In die Förderung nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes sind nicht einzubeziehen: 

a) Pflege des Volksbrauchturns, soweit es sich 
nidlt um Aufgaben auf gesamtösterreichi­
scher Ebene oder um internationale Kon­
takte handelt; 

b) Unterri~tsveranstalturigen von Schulen im 
Sinne des 'Privatschulgesetzes; 

c) Veranstaltungen d~r Glaubensverkündigung 
im Rahmen des Kul~s; " 

d) Veranstaltung~h, gi~:d~r Mitgliederwerhung 
oder derparte~?,<?f~~fsdien Werbung dienen, 
ferner BildungsaJ;'beiUIll Sinne, des Bundes­
gesetzes vom 9: Juli' 1972, BGBL Nr. 272, 
über die Förderung: staatSbürgerlicher Bil­
dungsarbeit im Bereich 'cer politischen 
Parteien' sowie der Publizistik; 

e) innerbetriebliche Berufsaus- und -fort­
bildung. 

Arten der Förderung 
§ 3. Förderungen im Sinne dieses Bundesg~sei:-

zes sind , , " 
a) Zuwendungen priva~rechtlicher Art, soweit' 

sie nicht unter lit. bund lit. c fallen, 
b) Annuitäten-, Zinsen- oder Kreditkosten­

zuschüsse sowie 
c) Gelddarlehen. 

Förderungsempfänger 
§ 4. Als Empfänger von Förderungen kommen 

juristische Personen in Betracht, 
a) die ihren Sitz im Inland haben, 
b) deren Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet 

ist und 
c) die eine kontinuierliche, und pädagogisch­

planmäßige Bildungsarbeit auf den Gebie­
ten der Erwachsenenbildung oder des 
Volksbüchereiwesens leisten. 

Allgemeine Voraussetzungen für die Förderung 
§ 5. (1) Voraussetzung für eine Förderung ist 

die Einbringung eines Begehrens beim Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst unter An­
gabe des Zweckes, für den die Förderung bean­
tragt wird. 
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691 der Beilagen 3 

(2) Eine Förderung aus Bundesmitteln darf 
nur insoweit erfolgen, .1ls das Vorhaben ohne 
Einsatz von Bundesmitteln nicht oder nicht zur 
Gänze in Angriff genommen oder durchgeführt 
werden kann. Eine Förderung darf ferner nur 
gewährt werden, wenn das Vorhaben - unter 
Berücksichtigung der begehrten Bundesmittel -
finanziell gesichert ist. 

(3) Eine Förderung darf überdies nur unter 
der Voraussetzung erfolgen, daß der Förderungs­
werber Gewähr für die Erreichung des angestreb­
ten Erfolges bietet, indem er - unbeschadet des 
§ 6 _. insbesondere fachlich geeignete Mitarbei­
ter einsetzt und Methoden anwendet, die der 
Erwachsenenbildung angemessen sind. Der Besuch 
von Veranstaltungen muß jedermann offen­
stehen; er darfnür im Hinblick auf erforderliche 
Vorkenntnisse beschränkt werden. Die Teilnahme 
an den Veranstaltungen muß fr~iwillig sein. 

(4) Vor Gewährung einer Förderung ist fest­
zustellen, ob das betreffende Vorhaben von meh­
reren Stellen des Bundes odet einer anderen 
öffentlich -rech tlichenK,örperschaft gefördert 
wurde oder gefördert werden solL Eine Förde­
rung durch andere Stellen des Bundes und andere 
öffentlich-rechtliche Körperschaften schließt eine 
Förderung nach diesem Bundesgesetz nicht aus. 

(5) Dieses Bundesgesetz räumt keinen Anspruch 
auf die Gewährung einer Förderung ein. 

Unabhängigkeit der Förderungsempfänger 

§ 6. Bei den Förderungsmaßnahmen hat der 
Bund die Unabhängigkeit der Förderungsemp~ 
fänger hinsichtlich der Programm- und Lehrplan­
gestaltung, der pädagogischen Methoden und der 
Auswahl der Mitarbeiter zu wahren. Förderungs­
bedingungen, die in diese Bereiche di1greifen, 
sind unzulässig. 

Gesamtösterreichische Einrichtungen, besondere 
Voraussetzungen für deren Förderung 

§ 7. (1) Gesamtösterreichische Einrichtungen 
sind juristische Personen im Sinne des § 4, die 
in mindestens fünf Bundesländern Zweigstellen 
oder Mitgliedseinrichtungen haben. Der Bundes­
minister für Unterricht und Kunst hat die 
gesamtästerreichischen Einrichtungen im Bundes­
gesetzblatt kundzumachen. 

(2) Der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst hat für jedes Jahr, spätestens acht Wochen 
nach Kundmachung des Bundesfinanzgesetzes, 
unter Zugrundelegung der Förderungsansuchen 
der gesamtästerreichischen Einrichtungen einen 
Jahresplan über den Einsatz der für diese Ein­
richtungen vorgesehenen Förderungsmittel zu 
erstellen. 

(3) Im Jahresplan sind die den einzelnen 
gesamtösterreichischen Einrichtungen zu gewäh­
renden Förderungsmittel festzulegen. 

(4) Vor der Erstellu~g des Jahresplanes ist mit 
den gesamtösterreichischen Einrichtungen ein Ein­
vernehmen anzustreben! ;'. 

(5) Der Jahresplan ist den genannten .Einrich­
tungen innerhalb von vier Wochen, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Erstellung, bekanntzugeben. 

(6) Vom Jahresplan darf nur abgegangen wer­
den, wenn vorher mit den genannten Einrich­
tungen das Einvernehmen gepflogen wurde oder 
Umstände eintreten, die die Förderung von 
Gesetzes wegen unzulässig machen; im letzteren 
Falle ist ein Einvernehmen hinsichtlich der Neu­
verteilung der Förderungsmittel anzustreben. 

Bedingungen für die Förderung 

§ 8. (1) Eine Förderung aus Bundesmitteln 
darf vom Einsatz entsprechender Eigenmittel des 
Förderungswerbers abhängig gemacht werden, 
wenn sich aus der Verwirklichung des Vorhabens 
für ihn finanzielle Vorteile ergeben. 

(2) Die Gewährung einer Förderung aus Bun­
desmitteln darf davon abhängig gemacht werden, 
daß Besichtigungen an Ort und Stelle und die 
Prüfung der Verwirklichung des Vorhabens durch 
Organe des Bundes gestattet werden und über 
die Durchführung des Vorhabens und die Ver­
wendung der Förderungsmittel unter Vorlage 
von Nachweisen innerhalb vereinbarter Frist 
berichtet wird. 

(3) Bauvorhaben dürfen überdies nur dann 
gefördert werden, wenn ein Bedarf nach dem in 
Aussicht genommenen Vorhaben gegeben ist. Der 
Ermittlung des Bedarfes sind gesamtösterreichi­
sehe und regionale Erfordernisse der Erwachse­
nenbilqung und des Volksbüchereiwesens zu­
grunde zu legen. 

Ersatz von Zuwendungen, vorzeitige Fälligkeit 
von Gelddarlehen 

§ 9. Anläßlieh der Gewährung einer Förderung 
ist zu vereinbaren, daß eine Zuwendung nach 
§ 3 lit. a und b zu ersetzen ist und ein noch 
nicht zurückgezahltes Gelddarlehen nad1 Kün­
digung vorzeitig fällig wird und beide vom 
Tage der Auszahlung an mit einem Zinsfuß von 
7'30J0 jährlich zu verzinsen sind, wenn 

a) der Bund über wesentliche Umstände ge­
täuscht worden ist oder 

b) das Vorhaben durch ein Verschulden des 
Förderungsempfängers nicht oder nicht 
red1tzeitig durchgeführt worden ist oder 
nicht durchgeführt werden kann oder 

c) die Förderung aus Bundesmitteln wid­
mungswidrig verwendet wird oder den 
Erfolg des Vorhabens sichernde Bedingun­
gen nicht eingehalten oder trotz Setzung 
einer angemessenen Nachfrist vorgesehe~e 
Berichte nicht erstattet oder NachweIse 
nicht beigebracht werden oder 
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d) bei einer Förderung durch Gewährung eines 

Gelddarlehens Umstände eintreten, die ge­
eignet sind, das Vertrauen des Bundes in 
die Sicherheit des Gelddarlehens zu erschüt­
tern und keine ausreichende Sicherstellung 
beigebracht wird. 

ABSCHNITT II 

Förderungsstellen des Bundes für 
Erwachsenenbildung 

§ 10. (1) Der Bundesminister für Unterricht 
und Kunst hat in jenen Ländern, in deren Bereich 
im Jahre 1972 ein vom Bund bestellter Volks­
bildungsreferent tätig war, eine Förderungsstelle 
des Bundes für Erwachsenenbildung einzurichten, 
der die Besorgung der privatwirtschaftlichen Auf­
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Erwachse­
nenbildung im Bereich des betreffenden Landes 
obliegt. Die genannte Förderungsstelle ist eine 
dem Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst nachgeordnete Dienststelle. Die Bestellung 
des Leiters dieser Stelle obliegt dem Bundesmini­
ster für Unterricht und Kunst. Dieser hat vor der 
Bestellung das Einvernehmen mit der Landes­
regierung anzustreben. 

(2) Im Rahmen ihres Aufgabenbereiches (Abs. 1) 
hat die Förderungsstelle des Bundes für Erwach­
senenbildung insbesondere 

a) die auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung 
tätigen Einrichtungen und Personen zu 
informieren und zu beraten; 

b) Kontakte zwischen den auf dem Gebiet 
der Erwachsenenbildung tätigen Einrich­
tungen und Personen herzustellen; 

c) Veranstaltungen auf dem Gebiet der 
Erwachsenenbildung anzuregen und zu 
fördern; 

d) durch eine Büchereistelle den Volksbüche­
reien bei der Erstellung von theoretischen 
und praktischen Grundlagen für die bi­
bliothekarische Arbeit und bei der Ver­
sorgung mit bibliothekarischen Hilfsmitteln 
zu helfen; 

e) durch die Führung einer Wanderbücherei 
Orte ohne Volksbüchereien zu versorgen 
und Volksbümereien bei ihrer Tätigkeit zu 
unterstü tzen. 

(3) Die Einrimtung einer Förderungsstelle des 
Bundes für Erwamsenenbildung hat zu entfallen, 
wenn die Besorgung ihrer Geschäfte dem Landes­
hauptmann und den ihm unterstellten Behörden 
im Land gemäß Art. 104 Abs. 2 B-VG über­
tragen wird. 

Institute zur Aus- und Fortbildung von 
Erwachsenenbüdnern und von 

Volksbibliothekaren 
§ 11. (1) Der Bund kann Institute zur Aus­

und Fortbildung von Erwamsenenbildnern und 
Volksbibliothekaren errimten und erhalten. 

. (2) Die Institute haben ihre Aufgabe durm die 
Veranstaltung von Kursen und Seminaren unter 
der Leitung anerkannter Fachleute der Erwamse­
nenbildung und des Volksbüchereiw~sens zu 
erfüllen. Die Kurse und Seminare sind allgemein 
zugänglim; ihr Zugang darf nur im Hinblick auf 
erforderliche Vorkenntnisse besmränkt werden. 

(3) über den erfolgreichen Besum der Kurse 
und Seminare können den Teilnehmern Bestäti­
gungen ausgestellt werden. 

(4) Die Bestellung der Leiter und des erforder­
lichen Lehr- und Hilfspersonals der Institute 
obliegt dem Bundesminister für Unterricht und 
Kunst. 

(5) Den Instituten sind Unterkünfte und Ver­
pflegungseinrichtungen anzuschließen, deren Be­
nützungden Kurs- und . Seminarteilnehmern 
gegen Entrichtung eines angemessenen Beitrages 
offensteht. Die Festsetzung der Höhe des Bei­
trages obliegt dem Bundesminister für Unterrimt 
und .Kunst im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Finanzen unter Bedamtnahme auf 
die Betriebskosten und die Förderungswürdig­
keit der Benützer. 

Schriftenreihen, Zeitschriften, Stipendien, 
Geldpreise 

§ 12. (1) Der Bund kann zur wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Problemen der Erwach­
senenbildung und des Volksbüchereiwesens sowie 
zur Information der öffentlichkeit Schriftenrei­
hen und Zeitschriften über die Erwachsenenbil­
dung und das Volksbüchereiwesen herausgeben. 

(2) Der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst kann zur Unterstützung der wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Anliegen der Erwach­
senenbildung und des Volksbümereiwesens Sti­
pendien gewähren. 

(3) Der Bundesminister für Unterrimt und 
Kunst kann für die Erbringung hervorragender 
Leistungen auf dem Gebiete der ErwadlSenen­
bildung und des Volksbüchereiwesens Geldpreise 
ausloben. Die näheren Bedingungen, unter denen 
die Geldpreise gewährt werden, sind anläßlich 
der Ausschreibung bekanntzugeben. 

ABSCHNITT III 

Vollziehung und Durchführnng 

§ 13. Mit der Vollziehung des § 10 Abs. 1 
und mit der Durmführung der sonstigen Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes ist der Bundesmini­
ster für Unterricht und Kunst, hinsichtlim des 
§ 11 Abs. 5 im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Finanzen betraut. 

691 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




